
Im vorliegenden Verfahren geht es aber nicht um 
eine Sicherung von Rechten, sondern um ihre endgül­
tige Feststellung, so daß auch eine etwa dahingehende 
Anregung des Gerichts an den Verklagten, urheber­
rechtliche Ansprüche aus einer bloßen Gehilfentätig­
keit zu stellen, unverständlich wäre.

Hochschul- und arbeitsrechtliche Konsequenzen 
eines staatlichen Forschungsauftrags

Die Parteien des Verfahrens hatten am 7. November 
1962 schriftlich vereinbart, daß sie „beide gemeinsam 
zu dem in Vorbereitung begriffenen Werk .Quellen­
sammlung und Geschichte Unyamwesis* als die zwei 
Herausgeber zeichnen werden“. Eine wesentliche 
Frage der Entscheidung dieses Prozesses war daher, 
welche rechtliche Tragweite dieser Erklärung zu­
kommt. Der Verklagte hat in ihr offensichtlich eine 
Stütze für seinen Anspruch auf Miturheberschaft und 
damit auf das Recht gesehen, jede Form der Ver­
öffentlichung des Werkes von seiner Zustimmung ab­
hängig zu machen.
Indessen hat das Oberste Gericht daraus, daß ein 
subjektives Urheberrecht nur durch den Realakt der 
Schaf fung eines Werkes entsteht, mit Recht die 
Schlußfolgerung gezogen, daß ein solches Recht durch 
eine vertragliche Vereinbarung überhaupt nicht ent­
stehen kann. Die Vereinbarung scheidet als Grund­
lage für den Anspruch auf Anerkennung der Urheber­
schaft an einem gemeinschaftlich geschaffenen Werk 
aus. Die weitere Schlußfolgerung des Obersten Ge­
richts, daß derartige Verträge zwar kein Urheberrecht 
erzeugen, verhindern oder begrenzen, aber zwischen 
den Beteiligten „schuldrechtliche Verpflichtungen“ er­
zeugen können, darf keinesfalls dahin mißverstanden 
werden, als sei eine schuldrechtliche Verpflichtung 
gemeint, dem Vertragspartner die Bezeichnung als 
Miturheber zu gestatten. Auch eine solche — rein 
schuldrechtlich konstruierte — Verpflichtung liefe den 
Bestimmungen des URG zuwider6.
Das Oberste Gericht meint hier etwas anderes: Es 
stellt die Frage, ob mit der Erklärung zwischen den 
Parteien eine schuldrechtliche Verpflichtung begrün­
det worden ist, das Werk gemeinsam zu schaffen, und 
es geht den schuldrechtlichen Auswirkungen nach, die 
sich ergeben, wenn der eine Wissenschaftler entgegen 
der Erklärung den anderen daran hindert, seinen 
Teil zu dem gemeinsamen Werk beizusteuern.
Gegen eine solche Auslegung der gemeinsamen Erklä­
rung bestehen jedoch erhebliche Bedenken. Im Wort­
laut der Erklärung findet sich hierfür schwerlich ein 
Anhaltspunkt; sie ist auf die Herausgeberbenennung 
gerichtet, nicht auf die Herausgebertätigkeit als solche. 
Vor allem aber spricht die Entwicklung des Verhält­
nisses der beiden Wissenschaftler gegen eine solche 
Deutung der Erklärung. Der Verklagte war von An­
fang an der für die Durchführung des Forschungs­
auftrags verantwortliche staatliche Leiter und wissen­
schaftliche Betreuer des Klägers. Die Arbeiten an der 
Quellensammlung waren 1962 schon längst in Gang 
gekommen, und es ist kaum zu begreifen, warum eine 
der Parteien sich erst zu diesem Zeitpunkt entschlos­
sen haben soll, an dem Werk mitzuarbeiten.
Vor allem aber wird der spezifische Charakter der 
gesellschaftlichen Beziehungen übersehen, in denen

angabe mit der wahren Urheberschalt nicht übereinstimmt, 
und auf diese Weise die Wirkung der Rechtsvermutung des 
§ 6 Abs. 4 URG auszuräumen.
6 Sie könnte nur zur Folge haben, daß der Kläger gezwungen 
würde, entgegen der wahren Rechtslage die Angabe der Mit­
urheberschaft des Verklagten und damit gemäß § 6 Abs. 4 URG 
die Begründung einer gesetzlichen Vermutung dieser Mit­
urheberschaft so lange zu dulden, bis er den vollständigen 
Nachweis seiner Alleinurheberschaft geführt hat.

die Schaffung des Werkes geplant sowie die dafür 
erforderliche wissenschaftliche Arbeit geleitet und 
geleistet wird. Diesen wissenschaftlichen Arbeiten lag 
ein Forschungsauftrag des zuständigen Ministeriums 
zugrunde, der dem Üniversitätsinstitut erteilt wurde, 
an dem die Parteien des vorliegenden Rechtsstreits 
beschäftigt waren. Das Institut war als Träger dieser 
Forschungsaufgabe verpflichtet, für die Erfüllung der 
Planaufgabe die kadermäßigen Voraussetzungen mit 
einer klaren Verantwortlichkeit für die Durchführung 
und Kontrolle der notwendigen wissenschaftlichen 
Arbeiten zu schaffen. Die hochschulrechtlich begrün­
dete Planaufgabe mündete damit in die arbeitsrecht­
liche Sicherung ihrer Lösung ein. Das gilt nicht nur 
für den Kläger, der eigens im Rahmen dieses For­
schungsauftrags angestellt war und für dessen Dauer 
aus den speziell hierfür bereitgestellten Mitteln 
sein Arbeitseinkommen erhielt, sondern auch für den 
Verklagten, zu dessen Arbeitsrechtspflichten es ge­
hörte, den Kläger in seinen Arbeitsbereich einzu­
führen und ihm bei der Bewältigung seiner Arbeits­
aufgaben behilflich zu sein. Deshalb 'wurden die 
Beziehungen der beiden Wissenschaftler, was ihre 
gemeinsame Arbeit an der Quellensammlung anbe­
langt, nicht durch einen zivilrechtlichen Vertrag auf 
Schaffung des Werkes begründet, sondern primär 
durch die Rechte und Pflichten bestimmt, die sich im 
Zusammenhang mit der Erfüllung des Forschungs­
auftrags aus ihrem Arbeitsrechtsverhältnis ergaben. 
Es kann nicht akzeptiert werden, daß Wissenschaftler, 
die als Arbeitskollegen in einer Forschungseinrich­
tung an einer gemeinsamen Aufgabe tätig bzw. für 
ihre Lösung verantwortlich sind, zivilrechtliche Ver­
träge schließen müssen, um in ihrem Verhältnis zu­
einander Arbeitspflichten zu begründen; dies wäre 
nicht nur überflüssig, sondern würde elementaren 
Erfordernissen der Planung und Leitung schöpfe­
rischer wissenschaftlicher Arbeit im sozialistischen 
Hochschulwesen zuwiderlaufen.
Deshalb kann die vom Obersten Gericht vorgenom­
mene Konstruktion eines zivilrechtlichen Mitarbeiter­
verhältnisses samt den daraus abgeleiteten Ansprü­
chen auf Herausgabe eines vertragswidrig vorenthal­
tenen Manuskriptentwurfs und den durch Nichterfül­
lung solcher Ansprüche hervorgerufenen Schaden­
ersatzansprüchen nicht akzeptiert werden. Diese Kon­
struktion abstrahiert von der gesellschaftlichen Wirk­
lichkeit. Das wird vollends deutlich, wenn man ihren 
unmittelbaren Ursachen nachgeht: Das Oberste Ge­
richt ist offensichtlich von- dem erst in der zweiten 
Instanz hilfsweise erhobenen und — wie därgelegt — 
bereits aus prozeßrechtlichen Gründen unzulässigen 
Widerklagantrag des Verklagten ausgegangen, wonach 
das Gericht feststellen sollte, daß das Werk nur durch 
die Parteien gemeinsam einem Verlag zur Veröffent­
lichung angeboten werden darf. Auf der Suche nach 
einer rechtlichen Stütze für diesen Widerklagantrag 
hat es die gemeinsame Erklärung der Parteien vom
7. November 1962 in eine zivilrechtliche Arbeitsver­
einbarung umgedeutet, die ihm wiederum den Aus­
gangspunkt für eine Kette weiterer zivilrechtlicher 
Ansprüche und Verpflichtungen bieten sollte.
Dieser Weg war aber schon vom Ausgangspunkt her 
verfehlt: Es wird eine Rechtskonstruktion vorgenom- 
men, die dem bereits bei Erteilung des Forschungs­
auftrags erreichten Stand der Vergesellschaftung 
wissenschaftlicher Arbeit im sozialistischen Hoch­
schulwesen der DDR nicht gerecht wird und der 
Ideologie des geistigen Eigentums7 im Verhalten von 
Wissenschaftlern Vorschub leisten würde.
7 Vgl. Puschel, „Die Ideologie des geistigen Eigentums und 
das sozialistische Urheberrecht der DDR“, Staat und Recht 1967, 
Heft 10, S. 1589 £E.
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